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ANALYSE

Die polnischen Selbstverwaltungswahlen 2010.  
Bedingungen, Verlauf und Ergebnisse
Marcin Waszak und Jarosław Zbieranek, Warschau

Zusammenfassung
Die Bedeutung der Selbstverwaltungswahlen hat sich seit der Einführung von Reformen im Jahr 1999, die die 
Dezentralisierung der territorialen Selbstverwaltung zum Ziel hatten, erheblich vergrößert. Seitdem besteht 
ein neues dreistufiges Modell der territorialen Selbstverwaltung. Dieses bilden Gemeinden (derzeit 2.521), 
Kreise (derzeit 379) und 16 Woiwodschaften. Das Ziel der Reformer war, dass die Kompetenzen der einzel-
nen Selbstverwaltungsebenen einander ergänzen. Die unterste Einheit der territorialen Selbstverwaltung ist 
laut Verfassung die Gemeinde. Die Gemeinde übernimmt alle diejenigen Aufgaben für die lokale Gesell-
schaft, die nicht den Selbstverwaltungen der Kreise und Woiwodschaften vorbehalten sind. Die Selbstver-
waltung der Woiwodschaft ist verantwortlich für Regionalpolitik und die Nutzung von Finanzmitteln der 
Europäischen Union. Die Kreise wiederum befassen sich mit allen den Aufgaben, die die Möglichkeiten der 
einzelnen Gemeinden übersteigen. Die Ergebnisse der Selbstverwaltungswahlen 2010 verfestigten die Tei-
lung der politischen Bühne in vier große parlamentarische Gruppierungen, d. h. PO, PiS, SLD und PSL. 
Sichtbar wurde aber auch, dass die parteiunabhängigen Kandidaten auf den Ebenen unterhalb der Woiwod-
schaftslandtage stark vertreten und erfolgreich waren.

Auf der Gemeindeebene werden für die Landgemein-
den Gemeindevorsteher und der Gemeinderat, für 

die Stadtgemeinden die Bürgermeister (bzw. in den 
größeren Städten die Stadtpräsidenten) und der Stadt-
rat in allgemeinen Wahlen bestimmt. Seit 2002 sind 
außerdem direkte Wahlen der ausführenden Organe, 
Gemeindevorsteher, Bürgermeister und Stadtpräsiden-
ten, verbindlich, die sich einem zweiten Wahlgang unter-
ziehen müssen, wenn die Unterstützung für den betref-
fenden Kandidaten im ersten Wahlgang weniger als 
50 % betrug. Auf der Ebene der Kreise und Woiwod-
schaften werden nur die Vertreter der Gemeinderäte 
und der Woiwodschaftslandtage (Sejmiki) in direkten 
Wahlen gewählt. Das Kreisrecht gilt in Polen für dieje-
nigen größeren Städte, die vor der neuen Verwaltungs-
struktur aus dem Jahr 1999 Woiwodschaftshauptstädte 
waren. Die Präsidenten dieser Städte werden ebenfalls 
in direkten Wahlen bestimmt. Die Hauptstadt War-
schau besitzt seit dem Jahr 2002 eine eigene Verwal-
tungsstruktur, nach der jeder Stadtteil einen Gemein-
derat und einen Bürgermeister stellt. 

Die Selbstverwaltungswahlen finden alle vier Jahre 
statt. Das aktive und passive Wahlrecht für die Organe 
der territorialen Selbstverwaltung erhalten die polni-
schen Staatsbürger mit dem 18. Lebensjahr. In den 
Gemeinderatswahlen haben auch Bürger der Europäi-
schen Union, die nicht die polnische Staatsbürgerschaft 
besitzen, das aktive und passive Wahlrecht. Hier gilt 
die Einstufung nach dem ständigen Wohnsitz, d. h. 
das Recht, ihre Vertreter zu wählen, haben diejenigen, 
die einen ständigen Aufenthaltsstatus im Wirkungsbe-
reich des betreffenden Organs besitzen. In den Wahlen 

2002, 2006 und 2010 wurden die Mandate proportio-
nal zu der Verteilung der Wählerstimmen vergeben. Eine 
Ausnahme waren die Wahlen zu den Gemeinderäten in 
Gemeinden, die weniger als 20.000 Einwohner zähl-
ten, dort wurde das Mehrheitswahlrecht angewendet.

Obwohl seit der Verwaltungsreform schon zwölf 
Jahre vergangen sind, bewirkt die äußerst komplexe 
Struktur der territorialen Selbstverwaltung, dass ein 
großer Teil der Wähler sich nicht seiner staatsbürger-
lichen Rechte bewusst ist. Sowohl fehlende Informati-
onskampagnen als auch das fehlende Wissen zu diesem 
Thema erschweren dem durchschnittlichen Wähler, die 
Mechanismen der Selbstverwaltung und die Regeln der 
Wahl ihrer Organe zu durchschauen. 

Die niedrige Wahlbeteiligung scheint diese Einschät-
zung zu bestätigen. In den ersten Wahlen nach Einfüh-
rung des neuen Verwaltungssystems im Jahr 2002 betrug 
die Wahlbeteiligung nur 44,12 % bei den Gemeinde-
ratswahlen, 44,24 % für die Woiwodschaftslandtage, 
49,48 % für die Kreisräte und 41 % für die Stadtteil-
räte der Hauptstadt. Bei den Wahlen der Gemeindevor-
steher, Bürgermeister und Stadtpräsidenten betrug die 
Beteiligung im ersten Wahlgang 44,24 % und im zwei-
ten Wahlgang 35,02 %. Im Jahr 2006 hat sich die Wahl-
beteiligung wenig verbessert. Seit 2006 erfasst die Staat-
liche Wahlkommission (Państwowa Komisja Wyborcza 
– PKW) die Wahlbeteiligung gesondert für die Gemein-
dewahlen in Orten bis zu 20.000 Einwohner (2006: 
50,07 %) und über 20.000 Einwohner (44,86 %), für 
die Stadträte in Städten mit Kreisrecht (39,95 %), für 
die Kreisräte (48,03 %), für die Woiwodschaftslandtage 
(45,91 %), für die Stadtteilräte in Warschau (52,96 %) 
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sowie für die Wahlen der Gemeindevorsteher, Bürger-
meister und Stadtpräsidenten (erster Wahlgang 45,91 %; 
zweiter Wahlgang 39,69 %). Die durchschnittliche Fre-
quenz betrug im Jahr 2006 45,99 %. An dieser Stelle 
muss aber auch darauf hingewiesen werden, dass Polen 
ein Land mit einer traditionell niedrigen Wahlbeteili-
gung ist – auch im Vergleich zu anderen »jungen« Demo-
kratien in Ostmitteleuropa. 

Auch wenn man die polnischen Selbstverwaltungs-
wahlen mit den Wahlen zum Sejm, dem gesamtpol-
nischen Parlament, oder für das Amt des Staatspräsi-
denten vergleicht, zeigt sich, dass die Polen erstere am 
wenigsten enthusiastisch wahrnehmen. Da im Jahr 2010 
sowohl vorgezogene Präsidentschafts- als auch Selbstver-
waltungswahlen stattfanden, ließ sich der Unterschied 
leicht feststellen: An den Wahlen der Gemeindevorste-
her, Bürgermeister und Stadtpräsidenten nahmen um 
über 7 % weniger Wahlberechtigte teil als am ersten 
Wahlgang der Präsidentenwahl. Das geringe Wissen 
der Polen über die Selbstverwaltungswahlen bestätigen 
auch die Untersuchungen des Instituts für Öffentliche 
Angelegenheiten (Instytut Spraw Publicznych – ISP), die 
2010 einen Monat vor den Wahlen durchgeführt wor-
den sind. Auf die Frage, wer in den anstehenden Wahlen 
gewählt werden wird, hat die Mehrheit (61 %) korrekt 
Gemeindevorsteher, Bürgermeister und Stadtpräsident 
genannt. Dies bestätigt die These der für polnische Ver-
hältnisse außergewöhnlichen Popularität und Medien-
präsenz dieser Wahlen. Deutlich weniger Befragte nann-
ten die Gemeinderäte (28 %), die Stadträte (20 %) und 
die Kreisräte (18 %). Nur 7 % der Befragten waren sich 
der Tatsache bewusst, dass sie in den Selbstverwaltungs-
wahlen auch die Möglichkeit haben werden, ihre Ver-
treter für den Woiwodschaftslandtag zu bestimmen. 
Damit wird folgende Tendenz bestätigt: Je weiter die 
Selbstverwaltung von ihren Adressaten entfernt tätig 
ist, desto geringer ist das Wissen der Bürger über jene 
und desto weniger machen die Bürger von ihrem Wahl-
recht Gebrauch.

Interessant ist außerdem, dass seit den Selbstverwal-
tungswahlen 2002 eine große Anzahl ungültiger Stim-
men registriert wird. Der Wähler nimmt die Wahlzettel 
in Empfang, aber er lässt manche leer und wählt nicht 
alle zur Wahl stehenden Organe. Man kann die Hypo-
these aufstellen, dass der Wähler für die Organe seine 
Stimme abgibt, die er kennt. In den Jahren 2002 und 
2006 wurden bei den Wahlen der Woiwodschaftsland-
tage die meisten ungültigen Stimmen gezählt.

Der Wahlkampf vor den 
Selbstverwaltungswahlen 2010
Die Selbstverwaltungswahlen 2010 fanden im Schatten 
eines verschärften politischen Kampfs auf der gesamt-

polnischen Bühne statt. Die Radikalisierung der gesell-
schaftlichen Stimmung und die tiefe Spaltung der 
Gesellschaft, die besonders deutlich nach der Flugzeug-
katastrophe von Smolensk im April zum Ausdruck kam, 
führten zu Brüchen innerhalb der großen politischen 
Parteien. Die Bürgerplattform (Platform Obywatelska 
– PO) verließ der medienpräsente Abgeordnete Janusz 
Palikot, der die Geburt einer neuen liberalen politischen 
Bewegung erklärte und mit antiklerikalen Slogans auf-
trat, die auf die Haltung der Kirche nach dem Unglück 
von Smolensk gerichtet waren. Noch viel schwerwiegen-
der war der Bruch bei Recht und Gerechtigkeit (Prawo 
i Sprawiedliwość – PiS), der kurz vor den Selbstver-
waltungswahlen stattfand. Die Partei, die vom Bru-
der des verunglückten Staatspräsidenten, von Jarosław 
Kaczyński, geführt wird, verließen 15 prominentere Mit- geführt wird, verließen 15 prominentere Mit-
glieder, die sich damit u. a. gegen die scharfe politi-
sche Rhetorik des Parteivorsitzenden wandten. Aus PiS 
traten außerdem einige Europaabgeordnete aus. Fast 
alle »Sezessionisten« waren an der Wahlkampagne von 
Jarosław Kaczyński für das Amt des Staatspräsiden- für das Amt des Staatspräsiden-
ten aktiv beteiligt gewesen und hatten dessen in die-
ser Phase gedämpftere Auftritte und seine versöhnli-
che, mildere Rhetorik befürwortet. Allerdings hat der 
Parteivorsitzende nach diesen Wahlen, die trotz einer 
knappen Niederlage als Erfolg für Kaczyński und sein 
Wahlkampfteam interpretiert wurden, wieder die Stra-
tegie des Konflikts aufgenommen. Dazu gehört, dass er 
u. a. die Art der Durchführung der Untersuchung des 
Flugzeugabsturzes von Smolensk in Frage stellte und 
sogar die polnische Außenpolitik. Als Folge des Bruchs 
in PiS entstand eine neue parlamentarische Gruppie-
rung – Polen ist das Wichtigste (Polska jest Najważniej-
sza – PJN). So hatte zuvor das Wahlkampfmotto von 
Jarosław Kaczyński für die Präsidentenwahlen geheißen.

Die Probleme von PiS wurden zum größten Medien-
ereignis der letzten Wochen vor den Selbstverwaltungs-
wahlen, was den Wahlkampf selbst in den Hintergrund 
rückte. Mit Sicherheit blieb dies nicht ohne Einfluss auf 
das Wahlergebnis der beiden größten Parteien (PO und 
PiS), obgleich paradoxerweise sowohl die Bewegung von 
Janusz Palikot als auch PJN nicht imstande waren, sich 
als Parteien zu konstituieren, und keine eigenen Kandi-
daten aufstellten. Als Prognose für die erwarteten Ergeb-
nisse der Selbstverwaltungswahlen wurden die Mei-
nungsumfragen zur Beliebtheit der wichtigsten Parteien 
gehandelt. Diese stellten in Aussicht, dass der Koali-
tionspartner der PO, die Polnische Bauernpartei (Pol-
skie Stronnictwo Ludowe – PSL), eine außergewöhnlich 
geringe Unterstützung erfahren werde, die um die 5 % 
liegen werde (die 5 %-Hürde muss für den Einzug in 
die Parlamente genommen werden). Die PSL erinnerte 
sich zudem noch an das extrem schlechte Ergebnis ihres 
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Vorsitzenden Waldemar Pawlak in den vorangegange-
nen Präsidentenwahlen (er hatte nur 1,75 % der abgege-
benen Stimmen erhalten). Dies führte zu der Einschät-
zung, dass PSL allmählich von der politischen Bühne 
verschwinden werde. 

Im Verlauf des Wahlkampfs wurde deutlich, wie 
erschöpft die Politik und wie ermüdend der andauernde 
politische Kampf zwischen den beiden dominierenden 
Parteien war, der nach der Katastrophe von Smolensk 
in eine weitere Runde eingetreten war. Daher traten 
unabhängige lokale Wahlkomitees vor allem mit dem 
Slogan der Entkoppelung der Selbstverwaltungen von 
den Parteien auf. Den Parteikandidaten für die Selbst-
verwaltungen wurde die Abhängigkeit von der Partei-
zentrale und die Unfähigkeit, die wirklichen Probleme 
der Einwohner zu lösen, vorgeworfen. Ebenso wurde 
darauf hingewiesen, dass die Parteien ihre Unterstützung 
in den Selbstverwaltungswahlen auf ihre organisatori-
sche Überlegenheit sowie ihren Zugang zu den öffentli-
chen Finanzmitteln (die größten politischen Parteien in 
Polen erhalten Subventionen) und den Medien gründen. 
Dem Anti-Parteien-Tenor, der im Wahlkampf herrschte, 
schloss sich paradoxerweise auch die regierende PO an. 
Der zentrale Slogan ihrer Wahlkampagne lautete: »Lasst 
uns nicht Politik machen… « – »lasst uns Brücken/Stra-
ßen/Polen bauen« – so wurde der Satz beendet. 

Die Kandidaten der in ganz Polen vertretenen Par-
teien dominierten v.a. in den Wahlen zu den Woiwod-
schaftslandtagen. Auf dieser Ebene wurden 75 % der 
Kandidaten von Parteien und nur 25 % von unabhän-
gigen Wahlkomitees aufgestellt. Je niedriger die Ebene 
der Selbstverwaltung, desto mehr änderte sich dieses 
Verhältnis zugunsten der unabhängigen Kandidaten. In 
den Wahlen zu den Kreisräten starteten bereits 44 %, in 
den Gemeinderatswahlen 55 % und in den Gemeinde-
ratswahlen in den Städten mit bis zu 20.000 Einwohner 
sogar 70 % für unabhängige Listen (auf letzteres hatte 
wesentlichen Einfluss, dass in diesen Gemeinden das 
Mehrheitswahlrecht zur Anwendung kommt). 

Mehrheitlich kandidierten Männer für die Selbstver-
waltungswahlen. Frauen besetzten nur 31 % der Listen-
plätze für die Woiwodschaftslandtage und Kreis- und 
Gemeinderäte. Noch geringer war der Anteil der Frauen 
als Kandidatinnen zu den Wahlen für die Gemeindevor-
steher, Bürgermeister und Stadtpräsidenten; hier wur-
den nur 14 % Frauen aufgestellt. Andererseits war aber 
der Anteil der Frauen, die sich für die Wahlen aufstell-
ten, höher als in den Jahren 2006 und 1998. 

Über die Beteiligung der Frauen am politischen 
Leben wurde im Jahr 2010 intensiv debattiert. Die Dis-
kussion wurde v.a. durch den Vorschlag hervorgeru-
fen, ein Gleichstellungsgesetz (oder eine Quotenrege-
lung) für die Wahllisten der Selbstverwaltungs- und 

Parlamentswahlen einzuführen, nach dem Männer und 
Frauen jeweils die Hälfte der Plätze garantiert erhalten 
sollten (bzw. bei der Quotenregelung mindestens 35 % 
der Listenplätze jeder Gruppierung). Letztendlich war 
es jedoch nicht gelungen, vor den Selbstverwaltungs-
wahlen 2010 eine juristische Lösung zu finden, die die 
Frage der Beteiligung von Frauen in der Politik reguliert. 

Die Wahlergebnisse
Die Wahlen der Woiwodschaftslandtage, Kreis- und 
Gemeinderäte sowie der erste Wahlgang für die Wahlen 
der Gemeindevorsteher, Bürgermeister und Stadtpräsi-
denten fanden am 21. November 2010 statt. Die durch-
schnittliche Wahlbeteiligung betrug 47,32 %, was die 
höchste Frequenz in der Geschichte der Selbstverwal-
tungswahlen in Polen ist. Die Wahlbeteiligung lag im 
einzelnen bei: Gemeinderäte von Städten bis zu 20.000 
Einwohner: 52,23 %, Gemeinderäte von Städten über 
20.000 Einwohner: 46,41 %, Stadträte in Kreisstäd-
ten: 40,56 %, Kreisräte: 50,07 %, Woiwodschaftsland-
tage: 47,26 % , Gemeindevorsteher-, Bürgermeister- und 
Stadtpräsidentenwahlen: 47,32 %, Warschauer Stadt-
rat: 48,28 % , Warschauer Stadtteilräte: 48,31 %. Im 
zweiten Wahlgang der Wahlen der Gemeindevorsteher, 
Bürgermeister und Stadtpräsidenten am 5. Dezember 
2010 gaben bereits viel weniger ihre Stimme ab, näm-
lich nur 35,31 %. 

Bei den Selbstverwaltungswahlen 2010 wurden 
erneut viele ungültige Stimmen abgegeben: 1,6 % der 
Stimmzettel für die Gemeindevorsteher, Bürgermeis-
ter und Stadtpräsidenten, 5 % der Stimmzettel für die 
Gemeinderatswahlen, 8 % der Stimmen für die Kreis-
räte und sogar 12 % bei den Wahlen der Woiwodschafts-
landtage (das sind fast 2 Millionen Stimmen!). 

Die Ergebnisse zeigen, dass in Vertretungskör-
perschaften, bei denen das Verhältniswahlrecht zur 
Anwendung kommt, die Parteien die größten Erfolge 
haben. In den Gemeinderatswahlen der Städte mit über 
20.000 Einwohner erhielt PO 19,77 % der Stimmen, PiS 
14,38 %, die Demokratische Linksallianz (Sojusz Lewicy 
Demokratycznej – SLD) 8,15 % und PSL 3,69 %. Ins-
gesamt also erhielten die vier großen Parteien 45,99 % 
aller Mandate in den Gemeinden. Noch stärker war die 
Vertretung der Parteien auf der Ebene der Gemeinde-
räte: PO erhielt 20,11 % der Stimmen, PiS 18,33 %, PSL 
14 % und SLD 9,17 %. Insgesamt fielen diesen Parteien 
61,61 % der Mandate zu.

Das eigentliche Versuchsgelände für die Parlaments-
wahlen im Jahr 2011 sollten aber die Wahlen zu den 
Woiwodschaftslandtagen werden, bei denen die spe-
zifisch lokalen Wahlkomitees die geringste Rolle spie-
len. Hier erlangten die vier großen Parteien 85,44 % 
der abgegebenen Stimmen, davon PO 30,89 %, PiS 
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23,05 %, PSL 16,3 % und SLD 15,2 %. Abgesehen von 
PiS verbesserten alle anderen Parteien ihre Ergebnisse 
von 2006. Eine kleine Sensation war das Ergebnis von 
PSL, die mehr Mandate auf sich vereinigte als die SLD, 
die drittstärkste Kraft im polnischen Parlament, und 
damit besser abschnitt, als es die Meinungsumfragen 
vorausgesagt hatten. 

Neben den Parteien kämpften v.a. regionale politi-
sche Kräfte um die Sitze in den Woiwodschaftslandta-
gen. So war es zum Beispiel in der Woiwodschaft Schle-
sien (Województwo Śląskie), wo die Bewegung für die 
Autonomie Schlesiens (Ruch Autonomii Śląska) erstmals 
drei Landtagsmandate erlangte. In der Woiwodschaft 
Oppeln (Województwo Opolskie), einer Region mit 
einer gut organisierten deutschen Minderheit, hat die 
Sozial-Kulturelle Gesellschaft der Deutschen im Oppelner 
Schlesien (Towarzystwo Społeczno-Kulturalne Niemców na 
Śląsku Opolskim) sechs Sitze bekommen.

Vergleicht man die Anzahl der Landtagsmandate pro 
Partei, dann wird deutlich, dass eine Wanderung der 
Wählerstimmen v.a. zugunsten von PO stattgefunden 
hat. Der PO ist es gelungen, in 13 von 16 Woiwodschaf-
ten die meisten Mandate zu erhalten; vor vier Jahren 
waren es zehn Woiwodschaften. Außer den westlichen 
Woiwodschaften hat PO die vormals von PiS dominier-
ten Landtage »eingenommen«, d. h. die in Zentralpo-
len gelegene Woiwodschaft Lodz (Województwo �ódz-Województwo �ódz-
kie), das im Süden gelegene Kleinpolen (Województwo 
Małopolskie) und das nordöstliche Podlachien (Woje-) und das nordöstliche Podlachien (Woje-Woje-
wództwo Podlaskie). Vergleicht man wiederum die 
Ergebnisse der Wahlen zum Woiwodschaftslandtag mit 
denen für das Amt des Staatspräsidenten einige Monate 
zuvor, dann wird deutlich, dass dort, wo die Wähler 
für den Präsidentschaftskandidaten Jarosław Kaczyń-Jarosław Kaczyń-
ski gestimmt hatten – Woiwodschaft Masowien (Woje- gestimmt hatten – Woiwodschaft Masowien (Woje-Woje-
wództwo Mazowieckie), Lodz, Podlachien, Heiligkreuz 
(Województwo Świętokrzyskie) und Kleinpolen –, PiS 
dieses Mal nicht die Mehrheit erhielt. PSL bekam wieder 
am meisten Mandate in der Woiwodschaft Heiligkreuz. 
PiS hielt die Mehrheit nur in den Landtagen der Woi-
wodschaft Lublin (Województwo Lubelskie) und Vor-Województwo Lubelskie) und Vor-) und Vor-
karpaten (Województwo Podkarpackie). Die PO hatte 
angekündigt, dass ihr natürlicher Koalitionspartner für 
die Landtage wie im Sejm die PSL sei und eine solche 
Koalition ist nach der Mandatsverteilung in fast allen 
Woiwodschaften möglich. In manchen Landtagen wird 
die SLD das Zünglein an der Waage spielen: Ohne sie 
wird es schwierig werden, eine stabile Koalition in den 
Woiwodschaften Niederschlesien (Województwo Dol-Województwo Dol-
nośląskie) und Oppeln einzugehen.

Die Wahlergebnisse für die Stadtpräsidenten der 
16 polnischen Städte über 200.000 Einwohner waren 
nicht weiter überraschend. In fünf dieser Städte sieg-

ten Kandidaten der PO, in sieben wurden die parteilo-
sen Stadtpräsidenten für eine weitere Amtszeit bestätigt. 
Eine Ausnahme sind die Städte Radom, wo der von PiS 
aufgestellte Kandidat die meisten Stimmen erhielt, und 
Tschenstochau (�zęstochowa) und Sosnowitz (Sosno-�zęstochowa) und Sosnowitz (Sosno-) und Sosnowitz (Sosno-Sosno-
wiec), wo die Kandidaten der SLD gewannen. Den par-
teilosen Kandidaten in den Großstädten ermöglichte vor 
allem ihre in ihrer Amtszeit als Stadtpräsidenten gewon-
nene Popularität den erneuten Wahlsieg. Sie hatten die 
Einwohner von sich überzeugt und ein unterstützendes 
Netzwerk aufbauen können. Von den politischen Kom-
mentatoren werden sie »die Partei der bisherigen Präsi-
denten« genannt, die mindestens zwei bis drei Amtszei-
ten lang an ihrer starken politischen Position und der 
Unterstützung der Einwohner gefeilt haben. Zwar hatten 
sie am Anfang ihrer Karriere im Bereich der Selbstver-
waltung Unterstützung in den Parteistrukturen gefun-
den, aber aufgrund des seit dem Jahr 2002 geltenden 
neuen Wahlgesetzes erhielten sie mehr Selbständigkeit 
und lösten sich von »ihren« Parteien. Den »Schlossher-
ren« solcher Metropolen wie Breslau (Wrocław) und 
Gdingen (Gdynia) war es sogar gelungen, Unterstüt-Gdynia) war es sogar gelungen, Unterstüt-) war es sogar gelungen, Unterstüt-
zungskomitees zu gründen, die ihrerseits für die Stadt-
ratswahlen kandidierten und sogar imstande waren, die 
Mehrheit der Sitze im Stadtrat zu erlangen. Dies muss 
jedoch im Zusammenhang der großen Popularität der 
altgedienten Stadtpräsidenten nicht allzusehr verwun-
dern – in Breslau erhielt der Stadtpräsident 72 %, in 
Gdingen 87 % der Stimmen. Ein echtes Phänomen auf 
gesamtpolnischer Ebene ist das Beispiel des Wahlkomi-
tees der Wähler von Rafał Dutkiewicz (Komitet wybor-
czy wyborców Rafała Dutkiewicza), Stadtpräsident von 
Breslau, aber doch: Diese Gruppierung wurde die zweit-
stärkste politische Kraft im Landtag der Woiwodschaft 
Niederschlesien. 

Der Wettkampf um den Sessel des Stadtpräsidenten 
der Hauptstadt Warschau wurde von den großen politi-
schen Parteien außergewöhnlich ambitioniert betrieben. 
Zum wiederholten Male gaben die Kandidaten von PO 
und von PiS den Takt an. Der PO-Kandidatin Hanna 
Gronkiewicz-Waltz wurde bereits im ersten Wahlgang 
das Vertrauen für eine zweite Amtszeit ausgesprochen. 
Dort, wo die Parteien keine �hance hatten, eine bedeu-
tende Anzahl von Stimmen zu erhalten, kämpften sie 
zumindest um ein positives Image. So war es im Fall 
von PSL, die zwar keine �hance auf einen Wahlsieg bei 
den Stadtpräsidentenwahlen in Warschau hatte, aber 
eine Frau als Kandidatin aufstellte, obwohl sich gerade 
diese Partei durch einen der niedrigsten Frauenanteile 
auf den Wahllisten auszeichnet. 

Eine eindeutig marginale Rolle spielte in den Selbst-
verwaltungswahlen in den polnischen Metropolen die 
PSL, der es nur in einer der 16 größten Städte, in Radom, 
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gelang, einen Sitz im Stadtrat zu erhalten. Analysiert 
man die gesamtpolnische Statistik der Wahlen der 
Gemeindevorsteher, Bürgermeister und Stadtpräsiden-
ten im ersten Wahlgang (knapp 3.000 Ämter), so geht 
daraus hervor, dass nur in 0,7 % der Fälle die gewähl-
ten Kandidaten der SLD angehören, in 1,57 % der Fälle 
der PO, in 1,49 % der Fälle der PiS und in 8,96 % der 
Fälle der PSL. Vor allem der Posten des Gemeindevor-
stehers in den Landgemeinden geht häufig an die PSL, 
die sich als führende politische Kraft auf dem Land 
hält. PiS, der Hauptkonkurrent der PSL im Kampf um 
die Wählergunst der Landbevölkerung, verlor das Ver-
trauen eines Teils der Wähler unmittelbar vor den Selbst-
verwaltungswahlen und erzielte daraufhin schlechtere 
Ergebnisse als 2006.

Die politische Bühne nach den 
Selbstverwaltungswahlen
Viele Kommentatoren haben die Selbstverwaltungswah-
len als Stimmungsbarometer für die Parlamentswahlen 
2011 gewertet. Jedoch haben die Wahlen zu den Körper-
schaften der territorialen Selbstverwaltung ihre Beson-
derheiten und müssen ihre Ergebnisse mit Blick auf 
Vorausssagen für nationale Wahlen vorsichtig behan-
delt werden. Die Resultate vom November müssen keine 
Widerspiegelung in den Wahlen zum Sejm finden. Hier 
wäre u. a. auf die große Unkenntnis der Polen über die 
Kompetenzen der territorialen Selbstverwaltung und die 
Wahlen selbst zu verweisen (das Extrembeispiel sind hier 
die Wahlen zu den Woiwodschaftslandtagen). Außer-
dem müssen die in den Räten und Landtagen gebildeten 
Koalitionen nicht unbedingt die Struktur des gesamt-
polnischen Parlaments vorwegnehmen. Manchmal sind 
sie schlicht der Situation nach der Wahl geschuldet, wie 
zum Beispiel in Lublin, wo PiS die Mehrheit im Stadt-
rat erhielt, aber in den Wahlen zum Stadtpräsidenten 
der PO-Kandidat siegte.

Betrachtet man die Gesamtergebnisse bei den Land-
tagswahlen, dann ist der Koalitionspartner der PO in 
der polnischen Regierung, die PSL, drittstärkste poli-
tische Kraft mit 15,65 %. In der Woiwodschaft Heilig-
kreuz hat sie sogar die Mehrheit der Mandate erhalten. 
Dies Ergebnis lag eindeutig über den Erwartungen und 
stärkte die Position der Partei von Waldemar Pawlak, 
die in Umfragen gewöhnlich an der 5 %-Schwelle ver-
harrte. Damit, so scheint es, hat sich auch das Szenario 

der Marginalisierung der PSL in der Regierungskoali-
tion mit der PO, das von einem Teil der Experten prog-
nostiziert wurde, entschärft. 

Die PO siegte in der Mehrheit der Woiwodschaften 
und erzielte mit 31,4 % das beste Ergebnis in den Wah-
len zu den Woiwodschaftslandtagen. Trotz allem stellen 
die Ergebnisse der PO die These von der ungefährdeten 
Hegemonialstellung der Partei von Donald Tusk auf der 
politischen Bühne in Frage, die sich in den Umfragen vor 
den Selbstverwaltungswahlen und in der Stimmvertei-
lung der letzten Parlamentswahlen zunächst zu bestäti-
gen schien, als der PO ein deutliches Übergewicht über 
ihre politischen Konkurrenten zugesprochen wurde. Die 
Ergebnisse der Selbstverwaltungswahlen verfestigten die 
Teilung der politischen Bühne in vier große parlamen-
tarische Gruppierungen, d. h. PO, PiS, SLD und PSL. 
Die Parteien Selbstverteidigung (Samoobrona) und Liga 
der Polnischen Familien (Liga Polskich Rodzin – LPR) 
sind mittlerweile völlig marginalisiert und haben ihre 
einstige Position und ihren politischen Einfluss verlo-
ren. Ein Teil der Wähler von Selbstverteidigung, die sich 
v. a. an die ländliche Wählerschaft gewandt hatte, ging 
zu PSL, womit sich – neben anderen Faktoren – deren 
außergewöhnlich gutes Ergebnis in den Selbstverwal-
tungswahlen 2010 begründen lässt.

Für die zukünftigen Selbstverwaltungswahlen in 
Polen kündigen sich wesentliche Veränderungen an. 
Mit dem am 5. Januar 2011 verabschiedeten Wahlge-
setz wurden zum ersten Mal Ein-Mandat-Wahlkreise auf 
Gemeindeebene eingeführt. Die Mehrheitswahl, die in 
diesen Wahlkreisen gilt, ist nach der Absicht des Gesetz-
gebers ein Schritt zur Vereinfachung der Wahlprozedur, 
bedeutet aber auch eine Nivellierung des Übergewichts 
der Parteistrukturen über die Repräsentanten der Selbst-
verwaltungen. Darüber hinaus wurde eine Quotenre-
gelung eingeführt, die beinhaltet, dass in den Selbst-
verwaltungswahlen mindestens 35 % der Kandidaten 
Frauen und mindestens 35 % der Kandidaten Männer 
sein müssen. Diskutiert wird weiterhin der Vorschlag, 
ob der Kreisrat direkt gewählt werden soll. Schließlich 
kann ein Wahlkampf für die Position des Kreisrats die 
Bürger für die Aufgaben und Kompetenzen der Selbst-
verwaltung auf Kreisebene interessieren – so das Argu-
ment der Befürworter einer Direktwahl. 

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Über die Autoren
Marcin Waszak, Politologe, Absolvent der Universität Warschau, ist Mitarbeiter am Institut für Öffentliche Angele-
genheiten (Instytut Spraw Publicznych – ISP) in Warschau.
Dr. Jarosław Zbieranek, Jurist und Politologe, ist Leiter des Programms Recht und demokratische Institutionen im Insti-
tut für Öffentliche Angelegenheiten (Instytut Spraw Publicznych – ISP) in Warschau.
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TABELLEN UND GRAFIKEN

Grafik 1: Die durchschnittliche Wahlbeteiligung in postkommunistischen Ländern bei Par-
lamentswahlen (1989–2009)
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Quelle: M. Cześnik, Partycypacja wyborcza Polaków, ISP, Warszawa 2009, S. 6.

Grafik 2: Der Anteil von Männern und Frauen bei Kandidaturen für Gemeinde-, Stadt- und 
Kreisräte und Woiwodschaftslandtage (Selbstverwaltungswahlen 2006, 2010)

Quelle: Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission].
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Grafik 3: Selbstverwaltungswahlen 2010: der Anteil von Parteimitgliedern und Parteilosen, 
aufgeschlüsselt nach Männern und Frauen (Landtage der Woiwodschaften, Kreis- und 
Gemeinderäte)

* Städte über 20.000 Einwohner ** Städte bis 20.000 Einwohner
Quelle: Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission].
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Grafik 4: Die Stimmverteilung für die vier großen Parteien bei den Wahlen der Woiwodschafts-
landtage 2010
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Quelle: Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission].
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Grafik 5: Die Stimmverteilung für die vier großen Parteien bei den Wahlen der Woiwodschafts-
landtage 2006 und 2010, nach Woiwodschaften

PO  Platforma Obywatelska – 
Bürgerplattform

PiS  Prawo i Sprawiedliwości –  
Recht und Gerechtigkeit

LiD  Lewica i Demokraci –  
Linke und Demokraten

PSL  Polskie Stronnictwo Ludowe – 
Polnische Bauernpartei

SLD Sojusz Lewicy Demokratycznej – 
Demokratische Linksallianz

Quellen:
Karte: CBOS, BS/13/99, Warszawa 01/1999. 
www.cbos.pl

Daten: Państwowa Komisja Wyborcza  
[Staatliche Wahlkommission].
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CHRONIK

Vom 21. Dezember 2010 bis zum 17. Januar 2011
21.12.2010 Nach Mitteilung des Sprechers des Außenministeriums, Marcin Bosacki, hat Außenminister Radosław Sikorski 

in einem Gespräch mit seinem belarussischen Amtskollegen die Freilassung der inhaftierten belarussischen 
Oppositionsanhänger gefordert, die nach der Präsidentenwahl in Belarus in der vergangenen Woche festge-
nommen worden waren.

23.12.2010 Staatspräsident Bronisław Komorowski unterzeichnet das Gesetz zur Beschränkung der Parteienfinanzierung 
ab dem 1. Januar 2011. Der öffentliche Haushalt soll dadurch im Jahr 2011 ca. 55 Mio. Zloty einsparen. 

27.12.2010 Staatspräsident Bronisław Komorowski unterzeichnet die ab dem 1. Januar 2011 geltende Gesetzesnovelle für 
den öffentlichen Haushalt. Damit sollen Einsparungen in Höhe von ca. 18,3 Mrd. Zloty erzielt werden. 

28.12.2010 Die Sprecherin des Innenministeriums, Małgorzata Woźniak, teilt mit, dass die Arbeiten am Bericht über die 
Flugzeugkatastrophe von Smolensk (Russland), den eine polnische Kommission unter dem Vorsitz von Innen-
minister Jerzy Miller erstellt, vor dem Abschluss stehen. Der Bericht sei umfassender als der Untersuchungs-
bericht des russischen Zwischenstaatlichen Luftfahrtkomitees (russ. MAK), da er über die Ergebnisse hinaus 
auch Empfehlungen zur Vermeidung dieser Art Katastrophen enthalte. 

28.12.2010 Der Vorsitzende des Stadtrates von Tschenstochau (�zęstochowa), Marek Balt (Demokratische Linksallianz/
Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD), spricht sich für die Einführung einer Gebühr aus, die von jedem Tschen-
stochau-Pilger erhoben werden soll. Das Geld solle für das Stadtmarketing und die Infrastruktur der Stadt ein-
gesetzt werden. Nach Tschenstochau kommen jährlich 3–4 Mio. Pilger, die das Sanktuarium auf dem Hellen 
Berg (Jasna Góra) besuchen, wo sich das Marienbild der Schwarzen Madonna von Tschenstochau befindet. 

29.12.2010 Der Sprecher des Außenministeriums, Marcin Bosacki, teilt mit, dass Polen ab dem 1. Januar 2011 die Visa-
kosten für belarussische Staatsbürger aufheben wird. Dies sei eine Geste der Solidarität, um die Festigung der 
europäischen Identität in der belarussischen Gesellschaft zu unterstützen. Außerdem werde Polen Schritte ein-
leiten, um die Einreise von Angehörigen der belarussischen Sicherheitsdienste und der Justiz nach Polen zu ver-
hindern, die an den Repressionen der Regierung gegenüber Oppositionellen nach der belarussischen Präsiden-
tenwahl vor zehn Tagen beteiligt waren. 

30.12.2010 Auf einer Pressekonferenz bewertet Ministerpräsident Donald Tusk das Jahr 2010 angesichts der Naturkatas-
trophen, des Flugzeugabsturzes von Smolensk (Russland) und der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise als 
schwerste Probe für Polen. Polen sei jedoch erfolgreich daraus hervorgegangen und die polnische Demokratie 
habe sich als widerstandsfähig erwiesen. Tusk betont, dass Polen eine der stärksten Volkswirtschaften der Welt 
habe. Die öffentlichen Finanzen seien im europäischen Vergleich trotz der Staatsverschuldung stabil.

31.12.2010 In seiner Neujahransprache erinnert Staatspräsident Bronisław Komorowski an die Flugzeugkatastrophe von 
Smolensk (Russland) im April 2010, bei der 96 Vertreter des öffentlichen Lebens Polens, darunter Staatsprä-
sident Lech Kaczyński und seine Ehefrau, ums Leben kamen. Die polnische Bevölkerung und die staatlichen 
Institutionen hätten diese Tragödie gemeinsam durchgestanden und gemeistert. Dank der mutigen Regierungs-
politik und der Aktivitäten der Unternehmer hebe sich Polen positiv von der europäischen Wirtschafts- und 
Finanzkrise ab. Die Treffen Komorowskis mit europäischen Staats- und Regierungschefs sowie dem russischen 
und dem US-amerikanischen Präsidenten würden bestätigen, dass Polen von der Welt ernst genommen würde. 
Darüber hinaus bekräftigt er die Solidarität Polens mit der demokratischen Opposition in Belarus.

02.01.2011 In einem Fernsehinterview bewertet Ministerpräsident Donald Tusk die Kommentare Russlands, die Einwände 
der polnischen Regierung gegen den Untersuchungsbericht über die Flugzeugkatastrophe von Smolensk (Russ-
land), der von der russischen Untersuchungsbehörde MAK Ende des vergangenen Jahres erstellt worden war, 
seien ein Zugeständnis der polnischen Regierung an die Opposition im eigenen Land, als unangemessen und 
ohne Bezug zu den Tatsachen. Im Dezember hatte Tusk den Bericht als nicht annehmbar zurückgewiesen. 

04.01.2011 In einem Interview mit der Tageszeitung »Gazeta Wyborcza« äußert sich der Minister für europäische Angele-
genheiten, Mikołaj Dowgielewicz, über die polnische EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Jahreshälfte 2011. 
Polen müsse sich aktiv an der Diskussion über eine mögliche gemeinsame europäische Aufsicht über die Wirt-
schaftspolitik und wirtschaftlichen Entwicklungen in der EU beteiligen. Die EU müsse eine langfristige Wirt-
schaftsstrategie entwickeln, die die Tatsache von Staatsbankrotten miteinbeziehe. Polen werde dazu ein ent-
sprechendes Konzept entwickeln. 

05.01.2011 Justizminister Krzysztof Kwiatkowski stellt klar, dass sich Polen zur Aufklärung des Flugzeugunglücks von Smo-
lensk (Russland) an US-amerikanische Untersuchungsbehörden wenden könne, sollte Russland die Einwände 
der polnischen Regierung gegen den Bericht der russischen Untersuchungsbehörde, dem Zwischenstaatlichen 
Luftfahrtkomitee (russ. MAK), über das Unglück nicht berücksichtigen.
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06.01.2011 Das von der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD) beantragte Misstrauens-Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD) beantragte Misstrauens- – SLD) beantragte Misstrauens-
votum gegen den Minister für Infrastruktur, �ezary Grabarczyk, wird vom Sejm abgelehnt. Ausschlaggebend 
für die Initiative von SLD war der Vorwurf der Misswirtschaft bei der Polnischen Staatsbahn (Polskie Koleje 
Państwowe – PKP).

06.01.2011 Der 6. Januar (Heilige Drei Könige) ist ab 2011 ein arbeitsfreier Feiertag in Polen.

07.01.2011 Staatspräsident Bronisław Komorowski verweigert dem Gesetz über eine 10 %ige Kürzung der Arbeitsplätze in 
der öffentlichen Verwaltung seine Unterschrift und leitet es zur Überprüfung an das Verfassungsgericht weiter. 
Das Gesetz war im Dezember vom Sejm verabschiedet worden. Komorowski legt damit zum ersten Mal seit 
seinem Amtsantritt ein Veto gegen ein Gesetz ein.

09.01.2011 Regierungssprecher Paweł Graś kündigt an, dass die Regierung am Stellenabbau in der öffentlichen Verwal-
tung festhalten werde. Vorher hatte Staatspräsident Bronisław Komorowski dem entsprechenden Gesetz seine 
Unterschrift verweigert.

10.01.2011 Finanzminister Jacek Rostowski teilt mit, dass das Haushaltsdefizit 2010 nach vorläufigen Schätzungen mit 
knapp 45 Mrd. Zloty um 7 Mrd. Zloty geringer als veranschlagt ausgefallen sei.

11.01.2011 Der Vorsitzende der Unabhängigen Selbstverwalteten Gewerkschaft Solidarnoś� (Niezale�ny Samorządny Zwią-Solidarnoś� (Niezale�ny Samorządny Zwią-
zek Zawodowy – NSZZ Solidarnoś�), Piotr Duda, teilt mit, dass die Arbeit der Expertengruppe an dem Geset-), Piotr Duda, teilt mit, dass die Arbeit der Expertengruppe an dem Geset-
zesprojekt zum Mindestlohn in Kürze abgeschlossen werde. Die Sammlung der Unterschriften, die notwen-
dig ist, um den Gesetzentwurf dem Sejm als Bürgerprojekt vorzulegen, könne im ersten Quartal 2011 durch-
geführt werden. Als Mindestlohn wird die Hälfte des Durchschnittslohns postuliert; der Mindestlohn würde 
sich dann auf ca. 1.670 Zloty belaufen. 

13.01.2011 Ministerpräsident Donald Tusk bewertet den Abschlussbericht über die Flugzeugkatastrophe von Smolensk (Russ-
land), den die russische Untersuchungsbehörde MAK vorgelegt hat, als nicht komplett, da nicht alle Anmer-
kungen der polnischen Seite berücksichtigt worden seien. Außerdem sei bei der Untersuchung des Unglücks das 
Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt (»�hicagoer Abkommen«) nicht erfüllt worden. Nach Aus-
sage des Berichts von MAK lagen die Ursachen für den Flugzeugabsturz bei den Piloten der Unglücksmaschine.

14.01.2011 Das Pressebüro des Vatikan teilt mit, dass der am 2. April 2005 verstorbene Papst Johannes Paul II. am 1. Mai 
in Rom selig gesprochen werden wird. 

15.01.2011 Regierungssprecher Paweł Graś teilt mit, dass die polnische Regierung eine offizielle Stellungnahme zum Bericht 
der russischen Untersuchungsbehörde MAK über die Ursachen des Flugzeugunglücks von Smolensk (Russ-
land) vorbereitet. Von der Reaktion der russischen Seite hänge ab, ob sich Polen womöglich zwecks einer wei-
teren Untersuchung des Falls an die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation (engl. I�AO) wenden werde. 

17.01.2011 Während seines Besuchs in �hina stellt Schatzminister Aleksander Grad potentiellen Investoren die Angebote 
der Privatisierungsvorhaben des polnischen Staatsschatzes vor. 
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und gesellschaftlichen Lebens von Polen und Deutschen beizutragen.
Ziel der Vermittlertätigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im 
deutsch-polnischen Verhältnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur, 
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft und, wesentlich stärker ausgeprägt als bisher, um das Hineinwirken in Wissenschaft, 
Forschung und Bildung.
Derzeit bemüht sich das DPI in Kooperation mit den verstreuten Orten wissenschaftlicher Polen-Kompetenz an deutschen Hoch-
schulen und Forschungsinstituten verstärkt darum, ausgehend von einer Bestandsaufnahme deutscher Polen-Forschung Ort wis-
senschaftlicher Forschung und verbindendes, vernetzendes und kooperierendes Zentrum zu werden. Ausgangspunkt der Neuaus-
richtung ist die kaum mehr kontrollierbare Dynamik des Rückbaus der Ressourcen der wissenschaftlichen Polen-Kompetenz in 
den unterschiedlichen Disziplinen.Mit der knapp 60.000 Bände zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen, die eine 
einzigartige Sammlung polnischer Literatur in der Originalsprache und in deutscher Übersetzung umfasst, ist das DPI bereits ein 
geschätzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens. (www.deutsches-polen-institut.de)

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen kulturellen und gesellschaftlichen Ent-
wicklungen der Länder Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv 
eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus den ehemaligen sozialistischen Ländern. Darunter 
befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Ini-
tiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum Umbruch umfasst. Neben ausführlicher individu-
eller Forschung zu Dissens und Gesellschaft im Sozialismus, leitet die Forschungsstelle seit Januar 2007 ein gemeinsames Projekt 
mit einem Verbund von internationalen Forschungsinstituten zum Thema »Das andere Osteuropa – die 1960er bis 1980er Jahre, 
Dissens in Politik und Gesellschaft, Alternativen in der Kultur. Beiträge zu einer vergleichenden Zeitgeschichte«, welches von der 
VolkswagenStiftung finanziert wird.
Im Bereich der post-sozialistischen Gesellschaften sind in den letzten Jahren umfangreiche Forschungsprojekte durchgeführt wor-
den, deren Schwerpunkte auf politischen Entscheidungsprozessen, Wirtschaftskultur und der EU-Osterweiterung lagen. Eine der 
Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. Dazu gehören unter anderem regelmäßige 
E-Mail-Informationsdienste mit fast 15.000 Abonnenten in Politik, Wirtschaft und den Medien.
Mit ihrer in Deutschland einzigartigen Sammlung von Publikationen zu Osteuropa ist die Forschungsstelle eine Anlaufstelle so-
wohl für Wissenschaftler als auch für die interessierte Öffentlichkeit. In der Bibliothek sind derzeit neben anderen breit angelegten 
Beständen allein aus Polen ca. 300 laufende Periodika zugänglich. Die Bestände werden in Datenbanken systematisch erfasst. (www.
forschungsstelle.uni-bremen.de)
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